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Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist einer der 
wenigen sozialpolitischen Bereiche, in denen die Europäi-
sche Union und ihre Vorgängerinnen in den vergangenen 
Jahrzehnten starke Akzente setzen konnten. Bereits in den 
Römischen Verträgen wurde das Ziel 
festgehalten, Diskriminierungen auf dem 
Arbeitsmarkt aufgrund des Geschlechts 
zu bekämpfen. Bis heute folgte zu die-
sem Zweck eine ganze Reihe von Richtli-
nien, die Tatbestände der Diskriminie-
rung auf und außerhalb von Arbeits-
märkten verbieten. Ist die europäische 
Gleichstellungspolitik also eine Erfolgs-
geschichte, gar ein Beispiel für sozialen 
Fortschritt durch die europäische Integ-
ration? Die Antwort muss wohl lauten: 
Ja, aber  ... Tatsächlich hatten europäi-
sche Impulse so starken Einfluss auf nati-
onale Gesetzgebungen, wie es wenig 
andere sozialpolitische Initiativen der EU 
von sich behaupten können. Beispiels-
weise geht das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz in Deutschland direkt 
auf vier Richtlinien zurück, die die EU 
zwischen 2000 und 2004 beschlossen 
hatte. Nimmt man allerdings den Fortschritt der Gleichstel-
lung in den Mitgliedstaaten zum Maßstab, so bleibt eini-
ges zu tun. Laut dem EU-Gleichstellungsindex sind die 
Mitgliedstaaten bislang kaum mehr als die Hälfte des 
Weges in Richtung Gleichstellung gegangen. Deutschland 
liegt dabei knapp über dem EU-Durchschnitt und teilt sich 
das Mittelfeld unter anderem mit Frankreich, Luxemburg, 
Spanien, Österreich und Estland (Abbildung 1). In der Spit-
zengruppe finden sich die nordischen Länder und die 
Niederlande.

Betrachtet man die einzelnen Dimensionen des Index, so 
schneidet Deutschland im europäischen Vergleich vor al-
lem in zwei Bereichen schlecht ab. Erstens ist die Arbeit im 
Haushalt ungleicher verteilt als in den meisten anderen 
Mitgliedstaaten. Unterhalb des EU-Durchschnitts liegt 
Deutschland auch im Bereich Bildung und Ausbildung, 

beispielsweise beim Anteil von Frauen mit tertiärem Bil-
dungsabschluss oder der Segregation in Berufsfeldern. 
Gute Ergebnisse lassen sich im europäischen Vergleich 
dagegen bei der Anzahl von Frauen in Führungspositionen 

in Ministerien und Parlamenten feststel-
len. Im Zeitverlauf zeigt sich zudem, dass 
Deutschland zwischen 2005 und 2012 
leichte Fortschritte erzielt hat. Dies geht 
vor allem auf eine positive Entwicklung 
in der Dimension Einfluss zurück. Auch 
wenn Führungspositionen weiterhin 
deutlich von Männern dominiert wer-
den, so ist der Trend zumindest positiv: 
Frauen sind in Deutschland zunehmend 
häufig in hohen politischen oder wirt-
schaftlichen Funktionen tätig.

Der detaillierte Blick auf zeitliche Verän-
derungen, in einzelne Dimensionen oder 
auf Unterschiede zwischen den Mitglied-
staaten sollte jedoch nicht verbergen, 
dass die EU insgesamt deutlich mehr 
Anstrengungen braucht, um im Alltag 
ihrer Bürgerinnen und Bürger für echte 
Gleichstellung zu sorgen. So stellt der 

Bericht der Europäischen Kommission zur Gleichstellung 
von Frauen und Männern fest, dass bei dem aktuellen 
Tempo weitere 70 Jahre vergehen, bis die komplette 
Gleichstellung der Geschlechter erreicht ist.1 Gibt es Anzei-
chen, dass die EU eine Beschleunigung dieses Prozesses 
vorantreibt? Der Beitrag diskutiert diese Frage am Beispiel 
zweier aktueller Initiativen der EU zur Stärkung der Gleich-
stellung und der Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

Jonas Pieper

Gleichstellung erst 2084 erreicht? 
Aktuelle EU-Initiativen für die Gleich-
stellung von Frauen und Männern

1)	European Commission: Report on equality between women and men 2014, S. 5.
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1.	 EU-Kompetenzen und bisherige Initiativen

Die Gestaltungsmöglichkeiten der EU in der Gleichstel-
lungs- und Familienpolitik unterscheiden sich stark. In der 
Familienpolitik sind keine vertraglich festgelegten Kompe-
tenzen auf die europäische Ebene verlagert worden. Im-
pulse ergeben sich stattdessen durch Spill-over-Effekte aus 
anderen Politikfeldern. Die Gleichbehandlung von Frauen 
und Männern dagegen war eine der ersten sozialpoliti-
schen Aktivitäten im Rahmen der europäischen Integration 
und wurde eng mit dem Ziel eines diskriminierungsfreien 
Binnenmarkts verknüpft. Der Grundsatz der Gleichheit von 
Frauen und Männern ist deshalb an zentralen Stellen ver-
merkt (Art. 2, 9 EUV; Art. 8, 10, 19, 153, 157 AEUV; 
Art. 23 Charta der Grundrechte der Europäischen Union).

Eine Reihe von Richtlinien dient dem Ziel, diese Grundsät-
ze in die Praxis umzusetzen. Darunter fällt die Mutter-
schutzrichtlinie aus dem Jahr 1992 (92/85/EEC), die be-
zahlten Mutterschutz von mindestens 14 Wochen und 
Schutz vor Kündigung aus Gründen von Schwangerschaft 
oder Mutterschaft vom Beginn der Schwangerschaft bis 
zum Ende des Mutterschutzes garantiert. Aus dem Jahr 
2010 stammt die von den Sozialpartnern vereinbarte El
ternurlaubsrichtlinie (2010/18/EU), die einen Anspruch auf 
vier Monate Elternzeit vorsieht, von denen zumindest ein 
Monat nicht auf das andere Elternteil übertragbar ist. Zu 
diesen beiden Richtlinien, kommen weitere Regelungen 
zur Gleichbehandlung von Männern und Frauen, beispiels-
weise im Bereich von Entgelten (2006/54/EG) oder bei der 
sozialen Sicherheit (79/7/EEC).

2.	 Aktuelle Initiativen I: Gleichstellungs
strategie 2016–2019

Die aktuelle Gleichstellungsstrategie der Europäischen 
Kommission für die Jahre 2016 bis 20193 setzt fünf inhalt-
liche Schwerpunkte. Erstens soll die ökonomische Unab-
hängigkeit von Frauen verbessert werden. Die Kommission 
strebt dazu bis 2020 eine Frauenerwerbsquote von 75 % 
an, die vor allem durch die Stärkung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf erreicht werden soll. Angesichts der Si-
tuation in Deutschland ist anzumerken, dass die Frauener-
werbsquote nur einen Teilaspekt erfasst. So ist hierzulande 
die Beschäftigungsquote von Frauen im Vergleich zu den 
Nachbarstaaten zwar hoch, bei der Anzahl der Arbeits-
stunden liegt Deutschland allerdings im hinteren Feld.4 
Verantwortlich dafür sind vor allem die Anreize, die durch 
das Ehegattensplitting gesetzt werden. Die Förderung des 
Alleinverdienermodells durch das Steuersystem ist dabei 
im internationalen Vergleich eine Besonderheit.5 Der zwei-
te Schwerpunkt liegt auf der Reduzierung der Einkom-
mensunterschiede zwischen Männern und Frauen und den 
unter anderem daraus resultierenden Ungleichheiten in 

 
 

Abbildung 1: EU-Gleichstellungsindex, 20122  Quelle: Europäisches Institut für Gleichstellungsfragen

2)	Der Index misst den Stand der Gleichstellung in sechs Dimensionen: Arbeit, Einkom-
men, Bildung, Zeit, Einfluss und Gesundheit. Indikatoren wie die Erwerbsquote, 
Zeitaufwand für die Pflege von Angehörigen, Erwerbseinkommen oder Vorstands-
posten werden hinsichtlich geschlechtsbezogener Ungleichheiten abgebildet. Ein 
Indexwert von 100 bedeutet komplette Gleichstellung. http://eige.europa.eu/gen-
der-statistics/gender-equality-index (30. Juni 2016).

3)	European Commission: Strategic engagement for gender equality 2016–2019, 
SWD(2015) 278 final.

4)	European Commission: Council recommendation on the 2016 national reform pro-
gramme of Germany, COM(2016) 326 final, S. 5.

5)	OECD Better Life Index, http://www.oecdbetterlifeindex.org/countries/germany (27. 
Juni 2016).
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den Alterseinkommen. Die Kommission plant dazu Maß-
nahmen zur verbesserten Umsetzung der Gleichbehand-
lungsrichtlinie (2006/54/EC), beispielweise durch die Stär-
kung der Lohntransparenz6, die in Deutschland aktuell 
ebenfalls in der Diskussion ist. Als drittes Ziel ist die Gleich-
stellung in Entscheidungsprozessen durch die Erhöhung 
des Frauenanteils in Führungspositionen in Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft und dem öffentlichen Leben insge-
samt formuliert. Als eine wegweisende Maßnahme drängt 
die Kommission dabei auf die Annahme der Richtlinie zu 
Frauen in Führungspositionen aus dem Jahr 2012, die vom 
Rat der Europäischen Union bislang nicht angenommen 
wurde. Zuletzt am 7. Dezember 2015 fand der Rat keine 
Einigung, weil einige Mitgliedstaaten, darunter Deutsch-
land, eine europäische Regelung aus Gründen der Subsidi-
arität und unklarer Rechtslage ablehnten. Der Entwurf 
sieht eine Quote von 40 % jenes Geschlechts vor, das bis-
lang in Führungspositionen unterrepräsentiert ist. Für das 
eigene Haus hat sich die Kommission das Ziel gesetzt, 
diese Quote bis zum Ende ihres Mandats im Jahr 2019 im 
mittleren und oberen Management erreicht zu haben. 
Viertens verpflichtet sich die Kommission zum Schutz der 
Würde und Unversehrtheit und zum Kampf gegen ge-
schlechtsbezogene Gewalt. Maßnahmen sollen aus dem 
Beitritt der EU zur Istanbul-Konvention zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen, der Durchsetzung 
der Opferschutzrichtlinie (2012/29/EU) und der Bewertung 
der Umsetzung der Menschenhandelsrichtlinie (2011/26/
EU) in den Mitgliedstaaten bestehen. Der fünfte Schwer-
punkt lenkt den Blick auf die Beziehungen zu Ländern 
außerhalb der EU und formuliert den Schutz von Frauen 
und Mädchen und die Förderung der Gleichstellung als 
politische Priorität für die europäische Außen- und Ent-
wicklungspolitik.

Während mit diesen Inhalten die Schwerpunkte der Vor-
jahre fortgesetzt werden, hat die Kommission den Status 
der Strategie herabgestuft. Als Arbeitsdokument bildet sie 
den Rahmen für die Tätigkeit der Kommission und wurde, 
anders als die Vorgängerstrategie, nicht als Mitteilung 
veröffentlicht. Diese niedrige Priorisierung hat eine viel-
stimmige Kritik aus Zivilgesellschaft, Europäischem Parla-
ment und Rat der EU hervorgerufen. So hat der Rat am 16. 
Juni diesen Jahres Schlussfolgerungen zur Strategie ange-
nommen und darin die Kommission aufgefordert, den 
Status aufzuwerten und sie als Mitteilung zu veröffentli-
chen, um die politische Stabilität der Strategie zu stärken 
und sie in den Mitgliedstaaten sichtbarer zu machen.7 Zu-
vor hatte bereits das Parlament in einer Entschließung die 
Herabstufung kritisiert und konkretere Zielvorgaben sowie 
eigenständige Haushaltsmittel gefordert. Laut der Kom-
mission sollen 6,2 Milliarden € aus dem Haushalt 2014–
2020 in Maßnahmen zur Stärkung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern fließen, wovon über 90 % aus den 
Strukturfonds kommen. Darüber werden Maßnahmen 
gefördert, die Zugang zu Beschäftigung, Vereinbarkeit, 
gleiches Entgelt, Arbeitsmarktintegration von eingewan-
derten Frauen und Investitionen in Kinderbetreuung stär-
ken. Die restlichen Mittel verteilen sich auf Programme zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen, auf die Entwick-

lungspolitik und auf das Gender Mainstreaming bei der 
Finanzierung von Studium und Ausbildung.

3.	 Aktuelle Initiativen II: Vereinbarkeitspaket

Die neue Initiative der EU-Kommission zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie steht in engem Zusammenhang mit 
der gescheiterten Reform der Mutterschutzrichtlinie. Paral-
lel zum Rückzug des Neuentwurfs der Richtlinie kündigte 
die Kommission im Arbeitsprogramm 2015 neue Maßnah-
men im Bereich Vereinbarkeit an. Bis Ende September lief 
dazu die zweite Phase der Anhörung der Sozialpartner, bei 
der angesichts der ersten Stellungnahmen eine Einigung 
unwahrscheinlich war. Während die Gewerkschaften für 
eine europaweite Lösung plädieren, sprechen sich die Ar-
beitgeber für politische Entscheidungen in den Mitglied-
staaten aus. Für den Fall, dass die Sozialpartner keine Eini-
gung finden, hat die Kommission bereits für Ende 2016 
eigene Vorschläge für legislative und nicht-legislative 
Maßnahmen angekündigt, die im ersten Halbjahr 2017 im 
Rat der EU verhandelt werden könnten. Zwar sind die De-
tails der Regelungen noch unklar, es lassen sich jedoch 
bereits die Leitlinien erkennen.8

Die Kommission begründet die neue Initiative mit der nied-
rigen Frauenerwerbsquote. EU-weit sind nur knapp zwei 
Drittel aller Frauen erwerbstätig und damit deutlich weni-
ger als die angestrebten drei Viertel. Als Ursache identifi-
ziert die Kommission eine Reihe von Institutionen des Ar-
beitsmarktes und der Sozialpolitik: fehlende kostengünsti-
ge Kinderbetreuung, unflexible Arbeitszeitmodelle und 
geringe Anreize für Väter, Familienaufgaben zu überneh-
men. Familienaufgaben versteht die Kommission dabei 
explizit als die Betreuung und Pflege von Angehörigen 
unterschiedlichen Alters. Insgesamt zielt sie auf eine ge-
rechtere Verteilung der Pflege- und Betreuungsarbeit zwi-
schen Männern und Frauen, die Stärkung der Gleichstel-
lung auf dem Arbeitsmarkt und – damit verbunden – eine 
größere ökonomische Selbstständigkeit von Frauen. In der 
EU liegen die Arbeitseinkommen von Frauen im Durch-
schnitt 16 % unter denen von Männern. Als Konsequenz 
aus niedrigeren Einkommen und durch Familienarbeit un-
terbrochene Erwerbsverläufe ist zudem das Armutsrisiko 
im Alter für Frauen deutlich größer als für Männer. Die 
Rentenlücke zwischen Frauen und Männern beziffert die 
Kommission auf 39 %.

Welche Maßnahmen gegen diese Ungleichheiten sind auf 
europäischer Ebene zu erwarten? Grundsätzlich definiert 
die Kommission vier große Aktivitätsbereiche zur Stärkung 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie9: Ausbau von 
Dienstleistungen vor allem für Kinderbetreuung und Pfle-
ge, Reduzierung von steuerlichen Anreizen für Alleiner-
nährermodelle, Flexibilisierung von Arbeitsmodellen und 

	

6)	Europäische Kommission: Empfehlung vom 7.3.2014 zur Stärkung des Grundsatzes 
des gleichen Entgelts für Frauen und Männer durch Transparenz, 2014/124/EU.

7)	Rat der Europäischen Union: Schlussfolgerungen des Rates zur Gleichstellung der 
Geschlechter, Pressemitteilung 337/16.

8)	http://ec.europa.eu/smart-regulation/roadmaps/docs/2015_just_012_new_initiati-
ve_replacing_maternity_leave_directive_en.pdf (27. Juni 2016).

9)	European Commission: Report on equality between women and men 2015, 
SWD(2016)54.
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die Einführung bzw. Ausdehnung von Eltern- und Famili-
enzeiten. Entsprechend dieser grundsätzlichen Ausrich-
tung listet die Kommission im Fahrplan für das Vereinbar-
keitspaket mögliche Maßnahmen auf. Als gesetzgeberi-
sche Maßnahmen kommen Überarbeitungen und Neuent-
würfe der Richtlinien zu Mutterschutz, Elternzeit, Teilzeit 
oder Befristung in Frage. Insbesondere der Mutterschutz 
wird durch die enge Kopplung des Vereinbarkeitspakets 
mit der zurückgezogenen Richtlinienüberarbeitung aus 
dem Jahr 2008 eine wichtige Rolle spielen. Die vorange-
gangenen Schwierigkeiten einer Einigung zwischen Rat 
und Parlament deuten allerdings darauf hin, dass eine 
Überarbeitung hinter der ursprünglichen Version zurück-
bleibt. Diese hatte im Entwurf der Kommission eine Ver-
längerung der Schutzfrist von 14 auf 18 Monate vorgese-
hen, während das Parlament eine Ausdehnung der Frist 
auf 20 Monate bei vollem Lohnausgleich forderte. Schluss-
endlich kam es zwischen Parlament und Rat zu keiner Ei-
nigung, weil sich eine Gruppe aus mittel-, nord- und ost-
europäischen Staaten, unter anderem auch Deutschland, 
aus Sorge vor steigenden Kosten gegen eine solche Rege-
lung stellte. Für das Vereinbarkeitspaket kündigte die 
Kommission deshalb bereits an, die bislang strittigen Fra-
gen im Bereich Mutterschutz zu umgehen und stattdessen 
den Kündigungsschutz und den Ausbau von Stillmöglich-
keiten am Arbeitsplatz zu verbessern. Erwähnung findet 
auch die Einführung einer bezahlten Auszeit vom Beruf für 
die Pflege von alten oder kranken Angehörigen (Carers‘ 
Leave), die von Seiten der Zivilgesellschaft seit Längerem 
gefordert wird.10

In den Bereich nicht-gesetzgeberischer Maßnahmen könn-
te eine Mitteilung der Kommission fallen, die einen umfas-
senden Rahmen für Aktivitäten zur Stärkung der Verein-
barkeit definiert, zum Beispiel Länderempfehlungen und 
Berichte im Rahmen des Europäischen Semesters oder 
Kampagnen zur Sensibilisierung für die gleiche Nutzung 
von Elternzeiten oder die Flexibilisierung von Arbeits(zeit-)
modellen. Im Bereich der Elternzeiten werden vor allem 
Anreize dafür diskutiert, dass sich beide Elternteile an der 
Betreuung des Kindes beteiligen. Damit soll die ungleiche 
Verteilung der informellen Pflege und Betreuung von Kin-
dern und alten Verwandten adressiert werden. EU-weit 
sind erwerbstätige Männer durchschnittlich neun Stunden 
pro Woche mit Pflege- und Betreuungsaufgaben und un-
bezahlter Haushaltsarbeit beschäftigt, während Frauen 26 
Stunden für diese Tätigkeiten aufwenden.11 Anreize könn-
ten sich durch eine Erhöhung des Elterngeldes ergeben, 
die die Lücke zwischen Markteinkommen und Lohnersatz-
leistung verringert. Die Aussagen der Kommission bleiben 
dazu allerdings vage und benennen ganz allgemein „neue 
Anreize“.12

4.	 Diskussion

Welche der angedachten Maßnahmen haben das Potenzi-
al, die Gleichstellung von Frauen und Männern in Deutsch-
land zu fördern? Die Ergebnisse des oben präsentierten 
Gleichstellungsindex geben einen Anhaltspunkt, in wel-
chen Bereichen Deutschland unter dem EU-Durchschnitt 
liegt und eine EU-weite Konvergenz nach oben hierzulan-

de die größten Effekte haben könnte. Ins Auge sticht da-
bei vor allem die ungleiche Verteilung von Betreuungs- 
und Pflegeaufgaben. Vier Fünftel aller Arbeitnehmerinnen 
wenden täglich eine oder mehr Stunden für unbezahlte 
Haushaltsarbeit auf, während es bei erwerbstätigen Män-
nern nur zwei Fünftel sind. Angesichts der, im europäi-
schen Vergleich, guten institutionellen Ausgestaltung der 
Elternzeit könnte Deutschland vor allem von Maßnahmen 
profitieren, die einen kulturellen Wandel am Arbeitsplatz 
und im Privaten anstoßen, Dienstleistungen der Kinderbe-
treuung und Pflege für ältere Menschen ausbauen und 
Arbeitsmodelle flexibler gestalten.

Insgesamt decken die Inhalte der Gleichstellungstrategie 
und der Fahrplan zum Vereinbarkeitspaket die hauptsäch-
lichen fachspezifischen Forderungen der Zivilgesellschaft 
ab. Angesichts der umfangreichen, aber noch unverbindli-
chen Liste möglicher Maßnahmen wird es jedoch wichtig 
sein zu beobachten, welche Schwerpunkte die Kommissi-
on tatsächlich setzt. Zugleich fällt auf, dass zwei Themen 
aus Zivilgesellschaft und Wissenschaft, die Gleichstellung 
und Vereinbarkeit in einem größeren politikökonomischen 
Kontext betrachten oder sich über Strukturreformen Ge-
danken machen, bisher keinen Eingang in die Diskussion 
auf EU-Ebene finden. So weisen, erstens, zivilgesellschaft-
liche Akteure auf den Zusammenhang von Gleichstel-
lungs- und Wirtschaftspolitik hin.13 Die Austeritätspolitik 
der vergangenen Jahre hat in vielen Mitgliedstaaten nega-
tiven Einfluss auf die Qualität von Arbeit, die Verfügbarkeit 
und Güte öffentlicher Dienstleistungen und die Finanzie-
rung von Eltern- und Familienzeiten. Öffentliche Dienst-
leistungen sind dabei in zweierlei Hinsicht zentral für Ver-
einbarkeit und Gleichstellung. Gut ausgebaute und hoch-
wertige Pflege- und Betreuungsangebote erhöhen die 
Chancen für Frauen, am Erwerbsleben teilzunehmen. Zu-
sätzlich sind in diesen Bereichen Arbeitsplätze angesiedelt, 
die mehrheitlich von Frauen besetzt sind. Investitionen in 
eine hochwertige soziale Infrastruktur sind deshalb gerade 
auch für die Förderung der Gleichstellung von Frauen und 
Männer unbedingt geboten.

Zweitens werden in der Wissenschaft seit geraumer Zeit 
strukturelle zeitpolitische Reformen diskutiert, die die Häu-
fung privater und beruflicher Belastung in bestimmten 
Phasen im Lebensverlauf entzerren würden. Unter dem 
Stichwort der Ziehungsrechte werden dabei flexibel nutz-
bare Auszeiten vorgeschlagen. Dies kann in Form von 
Zeitkonten organisiert sein, die eine steuerfinanzierte Re-
duzierung oder Unterbrechung der Berufstätigkeit für eine 
bestimmte Periode im Lebenslauf garantieren.14 Der soge-
nannte Lebenschancenkredit15 folgt derselben Idee, orga-
nisiert die Flexibilität allerdings über ein monetäres Bud-
get. Danach soll allen Bürgerinnen und Bürgern ein Gutha-
ben zur Verfügung gestellt werden, das für bestimmte 

10)	 Confederation of Family Organizations in the European Union (COFACE): European 
reconciliation package, 2015.

11)	 European Commission: Report on equality between women and men 2014, S. 9.
12)	 Siehe Fußn. 8.
13)	 Social Platform: Position paper on investing in services and work-life balance to 

improve gender equality, 2016.
14)	 „Wir brauchen Zeitkonten“, in: taz vom 15. Februar 2013.
15)	 Mau, S.: Der Lebenschancenkredit, in: WISO direkt, Oktober 2015, 1–4.
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Tätigkeiten wie Bildung, Zeitsouveränität oder den Aus-
gleich von sozialen Risiken genutzt werden kann. Anders 
als Vorschläge einer „kurzen Vollzeit für alle“, beispielwei-
se durch eine 30-Stunden-Woche, sind Modelle, die auf 
Ziehungsrechten basieren, deutlich flexibler und adressie-
ren deshalb insbesondere zeitliche Verdichtungen im Le-
bensverlauf. Während es zeitpolitische Reformvorschläge 
in der deutschen Diskussion bereits in den politischen 
Raum geschafft haben,16 gibt es dazu in den aktuellen 
Vorhaben der EU keine Diskussion.

5.	 Schluss

Der Beitrag ging von der Diagnose aus, dass die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern gleichzeitig ein Vorbild für 
die soziale Dimension Europas ist, als auch ein Bereich, in 
dem sich die Entwicklung zuletzt ein wenig verlangsamt 
hat. Aktuell sind auf EU-Ebene zwei Initiativen in diesem 
Bereich relevant: die Gleichstellungsstrategie 2016–2019 
und das angekündigte Maßnahmenpaket zur Vereinbar-

keit von Beruf und Familie. Während bei der Gleichstel-
lungsstrategie vor allem die Herabstufung auf ein Arbeits-
papier der Kommission zu kritisieren ist, deutet sich beim 
Vereinbarkeitspaket bislang nicht an, wie die beteiligten 
Institutionen die streitigen Punkte beim Mutterschutz lö-
sen wollen. Die Antwort auf die eingangs gestellte Frage, 
ob die EU den Prozess der Gleichstellung derzeit beschleu-
nigt, muss daher negativ beantwortet werden. Die aktuel-
len und angekündigten Maßnahmen deuten stattdessen 
darauf hin, dass das Thema Gleichstellung in der Kommis-
sion keine hohe Priorität hat. Für die Zivilgesellschaft gilt es 
deshalb auf nationaler wie europäischer Ebene, Fortschrit-
te einzufordern und kommende Maßnahmen kritisch zu 
begleiten.  

16)	 Siehe beispielsweise die Diskussion von Optionszeiten im Siebten Familienbericht 
der Bundesregierung.
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der Adressat/innen und der Organisationen. Sie betrachtet 
die Diskussion um „mehr Männer in die Soziale Arbeit“ 
durch verschiedene „Theoriebrillen“ und erläutert damit an-
schaulich die gängigen geschlechtertheoretischen Ansätze 
und ihren Nutzen für das Professionsverständnis der Sozialen 
Arbeit. 
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